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Kommt sie oder kommt sie nicht 
-  wenn ja, wann ? Die politi 

sclie Diskussion, das politische 
Taktieren um die Pflegeversiche 
rung ähneln immer mehr eine 
Posse mit dem Ziel, dem Bürge 
endgültig deutlich zu machen 
warum er von Politikverdrossen 
heit befallen ist. Wenn Konzep 
tionslosigkeit in der W irtschafts 
und Sozialpolitik Konjunktur hat 
besteht eben die Gefahr, daß 
selbige sich in „punktuellem Inter 
ventionism us“ (Karl Schiller) und 
oder im Gerangel der Interessen 
gruppen erschöpft: Zielkonflikte 
werden nicht beachtet, Interdepen­
denzen ignoriert, Nebenwirkungen 
bleiben unberücksichtigt -  all dies 
bekommt weder der Rationalität 
der Argumente noch -  damit zu­
sammenhängend -  der Transpa­
renz und Glaubwürdigkeit der Poli­
tik.

So ist die Situation entstanden, 
daß der Bundestag schon ein Ent­
geltfortzahlungsgesetz zur Redu­
zierung der Löhne an bundeswei­
ten Feiertagen verabschiedet hat, 
um vor dem Hintergrund der welt­
weit höchsten Lohnnebenkosten 
eine Kompensation für die Arbeit­
geberbeiträge zur umlagefinan­
zierten Pflegeversicherung zu 
schaffen; angesichts der SPD- 
Mehrheit im Bundesrat ist es aber 
alles andere als klar, ob das eigent­
liche Pflegeversicherungsgesetz, 
das den Umfang der Pflegeleistun­
gen und die jeweils hälftige Bei­
tragsfinanzierung durch Arbeit­
nehmer und Arbeitgeber regeln 
soll, überhaupt die parlamentari­
schen Hürden nehmen wird.

Sollte zuerst durch die Einfüh­
rung von Karenztagen das Pro­
blem ansonsten weiter steigender 
Lohnnebenkosten angegangen 
werden, dann durch die Streichung 
von zwei Feiertagen, ist man jetzt 
beim -  wie die „W irtschaftswoche“ 
titelte -  „Blüm 'schen Lohnraub“ 
angelangt. Statt über Sinn und 
Ausgestaltung der Pflegeversiche-
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rung zu disputieren, steht nun der 
verfassungsrechtliche Aspekt im 
Vordergrund, ob es sich hierbei um 
einen unzulässigen E ingriff in die 
Tarifautonomie handelt oder nicht.

Wenn die Einführung einer Pfle­
geversicherung gegenwärtig für 
notwendig gehalten wird, hätten 
andere Lösungen näher gelegen. 
Diese Art von Finanzierungspro­
blemen wäre bei einer obligatori­
schen Privatversicherung nicht 
aufgetreten (für die „A ltfä lle“ hätte 
das bisherige System oder eine 
schon anfangs vorgeschlagene 
Fondslösung Sorge tragen kön­
nen). Auch wäre hierdurch in einer 
Zeit großen Kapitalbedarfs nicht -  
wie bei einem umlagefinanzierten 
System zu befürchten -  die Kapi­
talbildung beeinträchtigt worden.

Politisch vie lle icht noch ent­
scheidender: Dem Bürger wären 
die Kosten einer derartigen Versi­
cherung vollständig transparent 
geworden, und man müßte nicht 
den Eindruck haben, daß die Zu­
stimmung zur umlagefinanzierten 
Pflegeversicherung auch auf eine 
„Verteilungsillusion“ in der Bevöl­

kerung zurückgeht. Zudem wären 
die politischen Interventionsmög­
lichkeiten (Stichwort: die Versiche­
rungssparten als „Verschiebe­
bahnhöfe“ ) für die Zukunft m ini­
miert worden.

Zumindest die Kostentranspa­
renz könnte bei der geplanten um­
lagefinanzierten Pflegeversiche­
rung hergestelltwerden, wenn man 
dem Vorschlag des sächsischen 
M inisterpräsidenten, Kurt Bieden­
kopf, und anderer folgen würde, die 
Beschäftigten gleich direkt die ge­
samten Versicherungsbeiträge 
zahlen zu lassen. So neu ist diese 
Idee ja nicht. Schon seit Jahren 
wird von W irtschaftsw issenschaft­
lern vorgeschlagen, zumindest die 
Beiträge zur Renten- und Kranken­
versicherung auch formal als das 
zu behandeln, was sie ökonomisch 
sind, nämlich Bestandteil des 
Lohnes. Der „zentrale Finanzie­
rungsgrundsatz“ (so der stellver­
tretende SPD-Fraktionsvorsit- 
zende Rudolf Dreßler), wonach Ar­
beitnehmer und Arbeitgeber sich 
die Beiträge zur Sozialversiche­
rung teilen, beruht auf einer Fik­
tion, die ökonomische Zusammen­
hänge ungenügend berücksich­
tigt: Letztlich müssen die Arbeit­
nehmer doch in irgendeiner Form 
für die scheinbaren Arbeitgeber­
beiträge aufkommen. Muß die Poli­
tik intransparente Umwege 
einschlagen, um Illusionen (bei 
wem?) zu retten?

Wenn denn die Karenztage we­
gen des möglichen Mißbrauchs 
der Lohnfortzahlung im Krank­
heitsfalle für notwendig befunden 
werden, dann sollte offen darüber 
diskutiert werden; wenn man der 
Meinung ist, die weltweit großzü­
gigsten Urlaubsansprüche seien 
w irtschaftlich nicht mehr tragbar, 
dann sollte hierüber gesprochen 
werden. Beides hat aber mit der 
Pflegeversicherung an sich nichts 
zu tun. Sie sollte sauber und direkt 
von den Begünstigten finanziert 
werden.
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